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lei tungen vorhanden sind .<>• Der Gesamteindruck des Raumes 

sol l  dem Charakter von Aufenthaltsräumen für Besucher ent­

sprechen. Besteht die Absicht,  zugeführte Personen in den 

Gewahrsam gemäß § 15 zu nehmen, müssen zusätzl ich zu den Vor­

aussetzungen für die Zuführung auch noch die des Gewahrsams 
и '  .  

gegeben sein (vgl .  hierzu Abschnit t  3.5.7.) .

Die Durchführung von erkennungsdienst l ichen Maßnahmen z. B. 

im Zusammenhang mit  Zuführungen zur Sachverhaitskiärung oder 

bei Einl ieferung in den Gewahrsam ist  auf der Grundlage des 

VP-Gesetzes nicht gestattet.  Das VP-Gesetz kennt diese auf 

die Feststel lung der strafrecht l ichen Verantwort l ichkeit  

ger ichteten Maßnahmen nicht.  Solche Maßnahmen können in der 

Untersuchungsarbeit  zwangsweise nur auf der Grundlage der 

Straf Prozeßordnung gemalß § 44 durchgeführt  werden. Sind 

zum Erreichen der pol i t isch-operat iven Zielstel lung erkennungs­

dienst l iche Maßnahmen,also z. B. die Anfert igung von Licht­

bi ldern, die Abnahme von Fingerabdrücken'oder die Gegenüber­

stel lung zur Ident i f iz ierung notwendig, können diese nicht 

auf der Grundlage des VP-Gesetzes erfolgen. Das hat zur Konse­

quenz, daß die gesamte Maßnahme (und das wird insbesondere 

bei Zuführungen auf " fr ischer Tat" der Fal l  sein) auf der Grund­

lage der Strafprozeßordnung zu real is ieren ist .  Es hat dann, 

soweit  kein Ermit t lungsverfahren gegen die Person eingelei tet  

wurde, eine Zuführung gemäß § 95 Abs. 2 StPO bzw. eine vor­

läuf ige Festnahme gemäß § 125 Abs. 1 StPO zu erfolgen. In 

beiden Fäl len hat die Person die Rechtsstel lung eines straf­

prozessualen Verdächt igen und nicht die eines Verantwort l ichen 

gemäß § 9 VP-Gesetz.

Eine Zuführung gemäß § 12 Abs. 2 VP-Gesetz ist  auch dann 

nicht mehr gestattet,  wenn die Gefahrenabwehr erfolgreich 

abgeschlossen wurde und somit keine unmittelbare (konkrete) 

erhebl iche Gefahr mehr besteht.  Sol l  nunmehr eine strafpro­

zessuale VerdachtS'hinweisprüf ung oder ein Ordnungsst rafverf  äh­

ren durchgeführt  werden, haben diese Maßnahmen auf der Grund-,


